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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für das Bundesvermögen 
(23. Ausschuß) 

über den Antrag des Bundesministers der Finanzen 
— Drucksache V/3344 — 

betr. Veräußerung der ehemaligen Mackensen-Kaserne in 
Hamburg-Winterhude an die Freie und Hansestadt 
Hamburg 


A. Bericht des Abgeordneten Strohmayr 


Die obengenannte Vorlage auf Zustimmung 
wurde in der 191. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 23. Oktober 1968 dem Ausschuß für das 
Bundesvermögen federführend und dem Haushalts- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Die Beratung im 
Ausschuß für das Bundesvermögen befaßte sich vor 
allem mit der Entbehrlichkeit der Liegenschaft und 
der Wertfestsetzung. 

Es handelt sich um ein Projekt, daß die Freie und 
Hansestadt Hamburg seit den 50iger Jahren nutzt. 
Der Ausschuß stellte fest, daß grundsätzlich die tat- 
bestandsmäßigen Voraussetzungen für eine unent- 
geltliche Eigentumsübertragung nach dem Ausfüh- 
rungs-Gesetz gemäß Artikel 134 Abs. 4 Grundge- 
setz, dem Reichsvermögen-Gesetz vom 16. Mai 1961 
(BGBl. I S. 597) gegeben sind, da das Objekt am 
1. August 1961 für grundgesetzliche Landesaufgaben 
genutzt worden ist. Eine unentgeltliche Eigentums- 
übertragung mußte jedoch deshalb ausscheiden, weil 
im Rahmen einer vergleichsweisen Regelung nach 
dem „Gesetz zur vorläufigen Regelung der Rechts- 
verhältnisse des Reichsvermögens und der preu- 
ßischen Beteiligungen"' vom 21. Juli 1951 (sogenann- 
tes Vorschalt-Gesetz, BGBl. I S. 467) die Freie und 


Hansestadt Hamburg das Verwaltungsrecht des 
Bundes an der ehemaligen Mackensen-Kaserne am 
27. April 1961 anerkannt hat und derartige Einigun- 
gen nach dem Willen des Gesetzgebers (§ 6 des 
Reichsvermögen-Gesetzes) den Vorrang haben. Es 
kam daher nur ein Verkauf gemäß § 47 Reichshaus- 
haltsordnung in Betracht. 

Der Ausschuß beschloß am 28. November 1968, 
der Veräußerung des 92 497 qm großen Grundstücks 
mit den Gebäuden und Anlagen der ehemaligen 
Mackensen-Kaserne in Hamburg-Winterhude, Carl- 
Cohn-Straße 39, an die Freie und Hansestadt Ham- 
burg zuzustimmen. 

Der Gesamtkaufpreis von 14 057 000 DM, be- 
stehend aus dem Bodenwert von 7 399 760 DM 
= 80 DM/qm und dem Bauwert wird mit Rück- 
sicht auf die Entbehrlichkeit der Kasernenanlage für 
den Bund und die Tatsache, daß die Anlage als Po- 
lizeiunterkunft der Freien und Hansestadt Hamburg 
benötigt wird, als angemessen angesehen. 

Der mitberatende Haushaltausschuß billigte die 
Veräußerung am 13. Dezember 1968. 


Bonn, den 7. Januar 1969 


Strohmayr 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Ersuchen der Bundesregierung — Drucksache 
V/3344 — gemäß § 47 Abs. 3 der Reichshaushalts- 
ordnung in Verbindung mit § 57 der Reichswirt- 
schaftsbestimmungen und § 3 der Anlage 3 der 
Reichswirtschaftsbestimmungen sowie § 3 Abs. 6 
des Haushaltsgesetzes 1968 zuzustimmen. 


Bonn, den 7. Januar 1969 


Der Ausschuß für das Bundesvermögen 


Junghans 

Vorsitzender 


Strohmayr 

Berichterstatter 
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